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FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 12. Juli 1983 145. Stück

363 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Weltraumorganisation über
die Teilnahme Österreichs am Programm vorbereitender Studien für ein Spacelab-Wei-
terentwicklungsprogramm und Erklärung samt Anlagen, Zusatzerklärungen und
Durchführungsvorschriften
(NR: GP XV RV 1307 AB 1486 S. 148. BR: AB 2718 S. 433.)

364. Abkommen über die Teilnahme der Republik Österreich am Programm zur Entwicklung des gro-
ßen Nachrichtensatelliten (L-SAT) samt Erklärung und Anlagen sowie Durchführungs-
vorschriften
(NR: GP XV RV 1308 AB 1487 S. 148. BR: AB 2717 S. 433.)

365. Abkommen über die Teilnahme der Republik Österreich an der Nutzungsphase des Programms
SIRIO-2 samt Zusatzerklärung und Anlagen sowie Durchführungsvorschriften
(NR: GP XV RV 1309 AB 1488 S. 148. BR: AB 2719 S. 433.)

363.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Erklärung, Anlagen, Zusatzerklärungen und
Durchführungsvorschriften wird genehmigt.

ABKOMMEN ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER EURO-
PÄISCHEN WELTRAUM-
ORGANISATION ÜBER
DIE TEILNAHME ÖSTER-
REICHS AM PROGRAMM
VORBEREITENDER STU-
DIEN FÜR EIN SPACE-

LAB-WEITERENTWICK-
LUNGSPROGRAMM

Die Republik Österreich

und

die Europäische Weltraumor-
ganisation, die durch das am
30. Mai 1975 in Paris zur Unter-
zeichnung aufgelegte Überein-
kommen gegründet worden ist
(im folgenden als „die Organisa-
tion" bezeichnet) —

IN DER ERWÄGUNG, daß
die Organisation ein fakultatives
Programm in Angriff genommen
hat, dessen Gegenstand ein Stu-
dienprogramm zur Vorbereitung
eines Spacelab-Weiterentwick-
lungsprogramms ist, und daß

58 221
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einige Mitgliedstaaten der Orga-
nisation (im folgenden als „die
Teilnehmerstaaten" bezeichnet)
zu diesem Zweck in der Erklä-
rung ESA/PB-SL/XXXII/
Dec. 1 (Final) vom 18. September
1980 sowie der Zusatzerklärung

ESA/PB-SL/XXXV/Dec. 1
(Final) vom 16. Juni 1981 die
Durchführungsmodalitäten für
dieses Studienprogramm festge-
legt haben;

EINGEDENK der Teilnahme
der Republik Österreich am

Spacelab-Entwicklungspro-
gramm*);

GESTÜTZT auf das am
17. Oktober 1979 in Wien unter-
zeichnete und am 1. April 1981 in
Kraft getretene Abkommen zwi-
schen der Republik Österreich
und der Organisation über die
Assoziierung der Republik Öster-
reich mit der Organisation **),
insbesondere auf Artikel 2
Absatz 2 (im folgenden als „das
Assoziierungsabkommen" be-
zeichnet) ;

GESTÜTZT auf Artikel XIV
Absatz 2 des Übereinkommens
zur Gründung einer Europäi-
schen Weltraumorganisation —

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

Zweck dieses Abkommens ist
die Festlegung der Bedingungen
der Teilnahme der Republik
Österreich an dem in den in der
Präambel genannten Erklärungen
vom 18. September 1980 und
16. Juni 1981 beschriebenen Pro-
gramm vorbereitender Studien
für ein Spacelab-Weiterentwick-
lungsprogramm.

Artikel 2

Für die Zwecke der Durchfüh-
rung dieses Studienprogramms
hat die Republik Österreich unter
den in diesem Abkommen festge-
legten Bedingungen die Rechte
und Pflichten eines Teilnehmer-
staates, die in den in der Präam-
bel genannten Erklärungen, den
Durchführungsvorschriften sowie

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 243/1976
••) Kundgemacht in BGBl. Nr. 93/1981
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allen anderen Beschlüssen
beschrieben sind, die im Zeit-
punkt dieses Abkommens die
Durchführung dieses Studienpro-
gramms regeln.

Artikel 3

Die Organisation bemüht sich,
der Republik Österreich bei der
geographischen Verteilung der
Arbeiten für das Studienpro-
gramm in gleichem Maße wie den
Teilnehmerstaaten einen ange-
messenen industriellen Rückfluß
zu gewährleisten.

Artikel 4

(1) Die Republik Österreich
beteiligt sich mit einem Satz von
4,5% an den Kosten der Durch-
führung des Programms gemäß
den in der Präambel genannten
Erklärungen.

(2) Der Beitrag der Republik
Österreich wird nach den in der
Organisation geltenden Vor-
schriften geleistet.

Artikel 5

Die Republik Österreich ist
gemäß Artikel 4 Absatz 3 des
Assoziierungsabkommens in den
Sitzungen der Teilnehmerstaaten
im Rahmen des Programmrates
für das Spacelab-Programm
durch einen Delegierten vertre-
ten, der Berater hinzuziehen
kann. Dieser Delegierte hat
Stimmrecht bei Fragen im
Zusammenhang mit dem Studien-
programm.

Artikel 6

Die Republik Österreich
bemüht sich, der Organisation
vor Abschluß des Studienpro-
gramms nach Prüfung des Vor-
schlags über ein Spacelab-Weiter-
entwicklungsprogramm mitzutei-
len, ob sie daran teilnehmen will.
Die Teilnahme der Republik
Österreich an diesem Programm
wird unter Berücksichtigung der
Erklärung, die für das Programm
angenommen wird, in einem
neuen Abkommen geregelt.
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Artikel 7

(1) Dieses Abkommen tritt mit
Wirkung vom 18. September
1980 am ersten Tag des dritten
Monats nach dem Tag in Kraft,
an dem die Parteien einander mit-
teilen, daß die für das Inkrafttre-
ten erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllt sind.

(2) Es bleibt bis zum Abschluß
des Studienprogramms in Kraft,
der der Republik Österreich
durch die Organisation mitgeteilt
wird.

Geschehen zu Wien am
21. September 1982

in zwei Urschriften in deut-
scher, englischer und französi-
scher Sprache, wobei jeder Wort-
laut gleichermaßen authentisch
ist.

Für die
Republik Österreich

Dr. Hertha Firnberg
(Bundesminister für

Wissenschaft und Forschung)

Für die
Europäische Weltraumorganisa-

tion

E. Quistgaard
(Generaldirektor der ESA)

ERKLÄRUNG ÜBER EIN STUDIENPROGRAMM ZUR VORBEREITUNG EINES
SPACELAB-WEITERENTWICKLUNGSPROGRAMMS

Die Regierungen Deutschlands, Österreichs, Belgiens, Dänemarks, Spaniens, Frankreichs, Italiens,
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland sowie der Schweiz (im folgenden „die Teil-
nehmer" genannt) —

ANGESICHTS des Fortschritts der Spacelab-Entwicklungsarbeiten;

IN DER ERWÄGUNG, daß sich aus den Anforderungen der Nutzer gewisse Prioritäten für die
Erweiterung der Kapazität des Spacelab ablesen lassen;

ANGESICHTS der Entwicklungspläne der NASA für die Erweiterung der Kapazität des Raumtrans-
portsystems;

GESTÜTZT auf den Vorschlag des Generaldirektors zu einem Spacelab-Weiterentwicklungspro-
gramm [ESA/EXEC(78)1] und zu dessen Anfangsphase [ESA/C(78)141, add. 1];

GESTÜTZT auf die Entschließung des Rates vom 24. Januar 1980 (ESA/C/XXXDC/Res. 4);

GESTÜTZT auf Artikel V Absatz 1 Buchstabe b und Anlage III des Übereinkommens zur Gründung
einer Europäischen Weltraumorganisation —



145. Stück — Ausgegeben am 12. Juli 1983 — Nr. 363 1695

I. BESCHLIESSEN, im Rahmen der Organisation das in Anlage A beschriebene Studienpro-
gramm zur Vorbereitung eines Spacelab-Weiterentwicklungsprogramms in Angriff zu nehmen.

II. BEAUFTRAGEN die Organisation, diese Vorbereitungsphase nach den geltenden Vorschriften
und nach Maßgabe dieser Erklärung durchzuführen.

III. KOMMEN wie folgt ÜBEREIN:
a) Für diese Studien (HT 5) werden im Jahr 1980 1,21 Mio RE an Verpflichtungsermächtigun-

gen und 0,77 Mio RE an Ausgabemitteln zum Preisstand von Mitte 1979 und den Umrech-
nungskursen für 1980 bereitgestellt..

b) Die Teilnehmer leisten hierzu die in der Tabelle in Anlage B angegebenen Beiträge. Die
Teilnehmer leisten außerdem Beiträge zu den auf 0,12 Mio RE festgesetzten internen
Kosten der Organisation.

IV. KOMMEN ÜBEREIN, das Studienprogramm in Angriff zu nehmen, sobald 95% der Beiträge
abgedeckt sind.

V. WEISEN den Spacelab-Programmrat AN, alle das Studienprogramm betreffenden
Entscheidungen zu treffen.

VI. ERSUCHEN den Generaldirektor, diese Erklärung dem Rat zur Kenntnisnahme zuzuleiten.

ANLAGE A

TECHNISCHER INHALT DES STUDIENPROGRAMMS ZUR VORBEREITUNG
EINES SPACELAB-WEITERENTWICKLUNGSPROGRAMMS (FOD)

Das Studienprogramm besteht aus Detaildefinitions- und Vorentwurfs-(Phase-B-)Studien für die
Vorbereitung der Anfangsphase sowie aus vorbereitenden Studien, die notwendig sind, um die Entschei-
dungsgrundlagen für die Wahl zwischen den für die mittelfristige Spacelab-Weiterentwicklung vorgeschla-
genen Alternativen zu erarbeiten. Die Begriffe „Anfangsphase der Spacelab-Weiterentwicklung" und
„mittelfristige Alternativen" sind in der Vorlage ESA/C(79)145 beschrieben. Die erste Phase des Studien-
programms umfaßt folgende Studien:

ANLAGE B

BEITRAGSSCHLÜSSEL - EXTERNE KOSTEN
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BEITRAGSSCHLÜSSEL - INTERNE KOSTEN
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SPACELAB-WEITERENTWICKLUNGSPROGRAMM

Zusatzerklärung über ein Studienprogramm zur Vorbereitung eines Spacelab-Weiterentwick-
lungsprogramms

vom 16. Juni 1981

Die Teilnehmerstaaten des Studienprogramms zur Vorbereitung eines Spacelab-Weiterentwicklungs-
programms —

GESTÜTZT auf die Erklärung vom 18. September 1980 [ESA/PB-SL/XXXII/Dec. 1 (Final)];

GESTÜTZT auf die Ergebnisse der Beratungen in der 35. Sitzung des Spacelab-Programmrates über
den Programmvorschlag für die Entwicklung und Nutzung rückholbarer Nutzlastträgersysteme [ESA/
PB-SL(81)12];

IN ANBETRACHT der Tatsache, daß bis zur Genehmigung dieses Programms eine Zwischenfinan-
zierung erförderlich ist, um die Fortsetzung einiger im Rahmen des vorbereitenden Studienprogramms
laufender Studien sicherzustellen;
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KOMMEN ÜBEREIN, bis zur Höhe von 900 TRE (zum Preisstand von Mitte 1980 und zu den
1981 geltenden Umrechnungskursen) nach Maßgabe der in der Präambel genannten Erklärung die Fort-
setzung folgender im Rahmen des vorbereitenden Studienprogramms begonnener Studien zu finanzieren:

— ESA/NASA-Plan und Nahtstellendefinitionen für die Durchführung des Spacelab-Verbesse-
rungsprogramms und Bestimmung der Industriearbeiten;

— erweiterte Detaildefinition der kleinen Ausrichtplattform (PHM);
— Erweiterung der bereits begonnenen mittelfristigen Studie.

Dieser Erklärung sind folgende Teilnehmerstaaten beigetreten:

Zusatzerklärung über ein Studienprogramm zur Vorbereitung eines Spacelab-Weiterentwick-
lungsprogramms

Budgetentwurf 1981

Der folgende Budgetentwurf basiert auf dem vom Spacelab-Programmrat in der 35. Sitzung erstellten
Entwurf einer Zusatzerklärung.

Der Budgetentwurf enthält wie üblich
— eine Ausgabenübersicht und
— eine Einnahmenübersicht.

BUDGET 1981 FÜR DIE ERWEITERUNG DES STUDIENPROGRAMMS ZUR VOR-
BEREITUNG EINES SPACELAB-WEITERENTWICKLUNGSPRQGRAMMS

AUSGABEN



145. Stück — Ausgegeben am 12. Juli 1983 — Nr. 363 1701

EINNAHMEN IM RAHMEN VON SPACELAB-FOD
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Vorbereitendes Studienpro-
gramm zu einem Spacelab-
Weiterentwicklungsprogramm

Durchführungsvorschriften

Der Rat —

GESTÜTZT auf die Entschlie-
ßung ESA/C/XXXK/Res. 4
vom 24. Januar 1980;
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GESTÜTZT auf die Erklärung
der Teilnehmerstaaten des vorbe-
reitenden Studienprogramms zu
einem Spacelab-Weiterentwick-
lungsprogramm [ESA/PB-SL/
XXXII/Dec. 1 (Final)] vom
18. September 1980;

GESTÜTZT auf die Zusatzer-
klärung ESA/PB-SL/XXXV/
Dec. 1 (Final) vom 16. Juni 1981;

GESTÜTZT auf das Überein-
kommen der Organisation —

GENEHMIGT folgende Vor-
schriften für die Durchführung
des vorbereitenden Studienpro-
gramms :

Artikel 1

(1) Gegenstand dieser Durch-
führungsvorschriften ist die Fest-
legung der Bedingungen, unter
denen das vorbereitende Studien-
programm durchgeführt wird,
dessen technischer Inhalt in Anla-
ge A der in der Präambel genann-
ten Erklärung beschrieben ist.

(2) Sofern diese Durchfüh-
rungsvorschriften nichts anderes
bestimmen, führt die Organisa-
tion dieses Programm nach ihren
geltenden Regeln und Verfahren
durch.

Artikel 2

(1) Die Organisation nimmt
insbesondere folgende Aufgaben
•wahr:

a) Phase-B-Studien, die eine
Detaildefinition, einen Vor-
entwurf und eine Kosten-
analyse für die Anfangs-
phase des 'Weiterentwick-
lungsprogramms umfassen;

b) vorbereitende Studien, die
zur Ermittlung von Daten
im Hinblick auf eine mittel-
fristige Phase bestimmt
sind.

(2) Die Organisation trägt den
laufenden und geplanten Studien
Rechnung, die die Einrichtungen
der Teilnehmerstaaten und die
NASA durchführen, um für eine
europäische Beteiligung interes-
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sante Programmelemente und die
erforderliche technische Unter-
stützung zu bestimmen.

Artikel 3

Der Programmrat für das
Spacelab-Programm, der im Rah-
men der ihm vom Rat übertrage-
nen Befugnisse handelt,

a) verfolgt und koordiniert die
Durchführung des Pro-
gramms;

b) prüft die Aufstellung und
Zielsetzung der vorgeschla-
genen Studien;

c) genehmigt den Jahreshaus-
haltsplan des Programms;

d) prüft das Ergebnis der Stu-
dien.

Artikel 4

Die Teilnehmerstaaten leisten
zu den sich aus der Durchfüh-
rung des Vorbereitungspro-
gramms ergebenden Kosten Bei-
träge nach Maßgabe der in der
Präambel genannten Erklärun-
gen.

Artikel 5

(1) Die Organisation schließt
die für die Durchführung des
Vorbereitungsprogramms erfor-
derlichen Verträge nach ihren
geltenden Regeln und Verfahren.
Bei der Vergabe der Verträge
und Unterverträge für die Durch-
führung des Vorbereitungspro-
gramms wird der Durchführung
der Arbeiten im Hoheitsgebiet
der Teilnehmerstaaten der Vor-
zug gegeben, wobei den
Beschlüssen des Rates zur Indu-
striepolitik und Arbeitsverteilung
soweit wie möglich Rechnung
getragen wird.

(2) Die Verteilung der Aufga-
ben im Rahmen der in Artikel 2
Absatz 1 genannten Phase-B-Stu-
dien beschränkt sich auf die Auf-
tragnehmer des Spacelab-Ent-
wicklungsprogramms, die im
Laufe der Phase C/D dieses Pro-
gramms einschlägige Erfahrung
erworben haben.

Artikel 6

Bei der Vergabe der Verträge
und Unterverträge für die Durch-
führung des Programms sichert
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die Organisation sich und den
Teilnehmerstaaten die gewerbli-
chen Schutzrechte an den Erfin-
dungen und technischen Daten,
die sich aus dem Programm erge-
ben, wozu auch das Zugangs-,
Weitergabe- und Nutzungsrecht
an den technischen Daten gehört.

Artikel 7

(1) Verpflichtungen, die sich
für die Organisation ergeben,
wenn sie infolge der Durchfüh-
rung des Vorbereitungspro-
gramms völkerrechtlich haftbar
gemacht wird, gehen zu Lasten
der Teilnehmerstaaten.

(2) Alle von der Organisation
im Rahmen des Programms emp-
fangenen Entschädigungsbeträge
werden in den Jahreshaushalts-
plänen des Programms als Ein-
nahmen verbucht.

Artikel 8

Streitigkeiten über die Ausle-
gung der Anwendung dieser
Durchführungsvorschriften wer-
den nach Artikel XVII des Über-
einkommens beigelegt. •)

*) Artikel XVII ESA-Konvention:
STREITIGKEITEN

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei
oder mehreren Mitgliedstaaten oder
zwischen einem Mitgliedstaat oder
mehreren Mitgliedstaaten und der
Organisation über die Auslegung
oder Anwendung dieses Übereinkom-
mens oder seiner Anlagen sowie jede
Streitigkeit nach Art. XXVI der
Anlage 1, die nicht durch die Vermitt-
lung des Rates beigelegt wird, wird
auf Antrag einer Streitpartei einem
Schiedsgericht unterbreitet.

(2) Soweit die Streitparteien nichts
anderes vereinbaren, regelt sich das
Schiedsverfahren nach diesem Artikel
und den ergänzenden Vorschriften,
die der Rat mit 2/3 Mehrheit aller Mit-
gliedstaaten beschließt.

(3) Das Schiedsgericht besteht aus
drei Mitgliedern. Jede Streitpartei
benennt einen Schiedsrichter; die bei-
den ersten Schiedsrichter benennen
den dritten Schiedsrichter, der den
Vorsitz des Schiedsgerichts über-
nimmt. Die ergänzenden Vorschriften
nach Abs. 2 legen das im Falle einer
nicht fristgemäßen Benennung anzu-
wendende Verfahren fest.
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Artikel 9

(1) Regierungen von Mitglied-
staaten, die die in der Präambel
genannte Erklärung nicht ange-
nommen haben, können Teilneh-
merstaaten •werden, indem sie der
Erklärung später beitreten und
diese Durchführungsvorschriften
annehmen, sofern alle anderen
Teilnehmerstaaten einverstanden
sind. Die betreffende Regierung
teilt dem Generaldirektor ihre
Absicht mit, der die Teilnehmer-
staaten davon in Kenntnis setzt.

(2) Regierungen von Nichtmit-
gliedstaaten, die ein Assoziie-
rungs- oder Kooperationsabkom-
men mit der Organisation
geschlossen haben, das ihnen die
Möglichkeit gibt, an den fakulta-
tiven Programmen der Organisa-
tion teilzunehmen, und die die in
der Präambel genannte Erklä-
rung nicht angenommen haben,
können gemäß dem Übereinkom-
men zu den in Absatz 1 vorgese-
henen Bedingungen Teilnehmer-
staaten werden.
(3) Regierungen von Nichtmit-
gliedstaaten können einen Antrag
auf Teilnahme am Programm
stellen. Der Generaldirektor legt
diesen Antrag dem Rat vor, der
einstimmig und im Einvernehmen
mit den Teilnehmerstaaten dar-
über entscheidet; die Teilnehmer-
staaten legen die Bedingungen
für die Beteiligung des beitreten-
den Staates einstimmig fest.

(4) Mitgliedstaaten und die Orga-
nisation können, wenn sie nicht
Streitpartei sind, mit Zustimmung des
Schiedsgerichtes am Verfahren teil-
nehmen, falls sie nach dessen Ansicht
ein wesentliches Interesse an der Ent-
scheidung des Falles haben.

(5) Das Schiedsgericht bestimmt sei-
nen Tagungsort und sein Verfahren.

(6) Die Entscheidung des Schieds-
gerichtes wird mit der Mehrheit sei-
ner Mitglieder getroffen; diese dürfen
sich nicht der Stimme enthalten. Die
Entscheidung ist endgültig und für
alle Streitparteien bindend; ein
Rechtsmittel kann dagegen nicht ein-
gelegt werden. Die Parteien haben
der Entscheidung unverzüglich Folge
zu leisten. Im Falle einer Streitigkeit
über Inhalt und Reichweite der Ent-
scheidung obliegt es dem Schiedsge-
richt, sie auf Antrag einer der Par-
teien auszulegen.
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Artikel 10

Der Programmrat bestätigt
anhand eines Berichtes der Orga-
nisation den Abschluß des Pro-
gramms. Die Organisation notifi-
ziert dies schriftlich den Teilneh-
merstaaten.

Artikel 11

Diese Durchführungsvorschrif-
ten können vom Programmrat
durch einstimmigen Beschluß der
Teilnehmerstaaten geändert wer-
den. Änderungen werden dem
Rat zur Genehmigung vorgelegt.

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. 7 Abs. 1 vorgesehenen Mitteilung wurde vom Bundespräsi-
denten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 7
Abs. 1 am 1. August 1983 mit Wirkung vom 18. September 1980 in Kraft.

Sinowatz

364.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Erklärung und Anlagen sowie Durchführungs-
vorschriften wird genehmigt.

ABKOMMEN ÜBER DIE
TEILNAHME DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH AM
PROGRAMM ZUR ENT-
WICKLUNG DES GROS-
SEN NACHRICHTENSA-

TELLITEN (L-SAT)

Die Republik Österreich

und

die Europäische Weltraumor-
ganisation, die durch das am
30. Mai 1975 in Paris zur Unter-
zeichnung aufgelegte Überein-
kommen gegründet worden ist
(im folgenden als „die Organisa-
tion" bezeichnet) —

IN DER ERWÄGUNG, daß
einige Mitgliedstaaten der Orga-
nisation gemäß einer Erklärung
vom 28. Oktober 1981 [ESA/
JCB/XLVIII/Dec. 1 (Final)], die
am 26. Februar 1982 fortgeschrie-
ben wurde, die Entwicklungs-
phase des L-SAT-Programms in
Angriff genommen haben;

IN ERWÄGUNG des Antrags
der Republik Österreich auf Teil-
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nahme an dieser Phase sowie sei-
ner Annahme durch die Teilneh-
merstaaten;

IM HINBLICK darauf, daß
die zunehmende Beteiligung der
Republik Österreich an den
Tätigkeiten und Programmen der
Organisation zu begrüßen ist;

GESTÜTZT auf das Abkom-
men über die Assoziierung der
Republik Österreich mit der
Europäischen Weltraumorganisa-
tion *), das am 1. April 1981 in
Kraft getreten ist;

IN DEM WUNSCH, die
Bedingungen der Teilnahme der
Republik Österreich an der Ent-
wicklungsphase des L-SAT-Pro-
gramms festzulegen —

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

Zweck dieses Abkommens ist
die Festlegung der Bedingungen
der Teilnahme der Republik
Österreich an der Entwicklungs-
phase des L-SAT-Programms, die
in der in der Präambel genannten
Erklärung beschrieben ist.

Artikel 2

Für die Zwecke der Durchfüh-
rung der Entwicklungsphase des
L-SAT-Programms hat die Repu-
blik Österreich die Rechte und
Pflichten eines Teilnehmerstaa-
tes, die in der in der Präambel
genannten Erklärung, den
Durchführungsvorschriften sowie
allen anderen Beschlüssen über
die Durchführung des genannten
Programms festgelegt sind.

Artikel 3

Die Republik Österreich leistet
zu den bei der Durchführung der
Entwicklungsphase entstehenden
Kosten einen Beitrag nach Maß-
gabe der in der Präambel genann-
ten Erklärung.

») Kundgemacht in BGBl. Nr. 93/1981
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Artikel 4

(1) Die Republik Österreich ist
in den Sitzungen der Teilnehmer-
staaten der Entwicklungsphase
des L-SAT-Programms im Rah-
men des Gemeinsamen Pro-
grammrats für Nachrichtensatelli-
tenprogramme durch einen Dele-
gierten vertreten, der Berater hin-
zuziehen kann. Dieser Delegierte
hat dort Stimmrecht bei allen die
Entwicklungsphase des L-SAT-
Programms betreffenden Fragen.

(2) Der Vertreter der Republik
Österreich hat das Recht, in allen
anderen Gremien der Organisa-
tion, die in irgendeiner Hinsicht
für die Entwicklungsphase des
L-SAT-Programms zuständig
sind, angehört zu werden, wenn
diese Gremien dieses Programm
betreffende Fragen behandeln.

Artikel 5

Die Republik Österreich und
die Organisation können die
Bestimmungen dieses Abkom-
mens aufgrund der Erfahrung in
beiderseitigem Einvernehmen
abändern, um insbesondere seine
Anwendung zu verbessern.

Artikel 6

Dieses Abkommen tritt am
ersten Tag des dritten Monats
nach dem Tag in Kraft, an dem
die Parteien einander mitteilen,
daß die für das Inkrafttreten
erforderlichen Voraussetzungen
erfüllt sind.

Geschehen zu Wien am
21. September 1982

in zwei Urschriften, in deut-
scher, englischer und französi-
scher Sprache, wobei jeder Wort-
laut gleichermaßen authentisch
ist.

Für die
Republik Österreich

Dr. Hertha Firnberg
(Bundesminister für

Wissenschaft und Forschung)
Für die

Europäische Weltraumorganisa-
tion

E. Quistgaard
(Generaldirektor der ESA)
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ERKLÄRUNG BETREFFEND DIE ENTWICKLUNGSPHASE DES L-SAT-PRO-
GRAMMS UND DIE GRUNDSÄTZE FÜR DIE SPÄTERE KOMMERZIALISIERUNG

(28. Oktober 1981)

Die Regierungen der weiter unten genannten Staaten (im folgenden „die Teilnehmerstaaten"
genannt) —

EINGEDENK der Erklärung ESA/C/XXXIII/Dec. 2 (Final) vom 26. Juli 1979 betreffend die Pro-
jektdefinitionsphase eines Programms zur Entwicklung einer großen Mehrzweckplattform;

EINGEDENK der Zusatzerklärung ESA/JCB/XXXV/Dec. (Final) vom 6. Dezember 1979 betref-
fend die Unterphase B-2 dieses Programms;

EINGEDENK der Zusatzerklärung ESA/JCB/XLV/Dec. 1 vom 5. Mai 1981 betreffend die Finan-
zierung einer Übergangsphase;

IM HINBLICK auf das Abkommen betreffend die Assoziierung der Republik Österreich mit der
Europäischen Weltraumorganisation, das am 1. April 1981 in Kraft getreten ist;

IM HINBLICK auf das Abkommen über Zusammenarbeit zwischen Kanada und der Europäischen
Weltraumorganisation, das am 1. Januar 1979 in Kraft getreten ist;

GESTÜTZT auf den Vorschlag des Generaldirektors betreffend die Entwicklungsphase (Phase C/D)
des Programms [ESA/JCB(81)33, rev. 1];

IM HINBLICK auf das Interesse, das die potentiellen Nutzer bekundet haben;

IN ANBETRACHT der ermutigenden Aussichten in bezug auf künftige Märkte für große Nachrich-
tensatelliten und IN DEM WUNSCHE, zur Förderung der europäischen Industrie in diesem Bereich bei-
zutragen;

GESTÜTZT auf das Übereinkommen der Organisation, insbesondere auf Artikel V.1.b und Anla-
ge III —

I. BESCHLIESSEN, die Entwicklungsphase (C/D) des L-SAT-Programms in Angriff zu nehmen
und die Organisation mit ihrer Durchführung zu betrauen.

II. GENEHMIGEN die allgemeinen Ziele und den Inhalt dieser Phase, die in Anlage A dieser
Erklärung beschrieben sind.

III. KOMMEN ÜBEREIN, für die Durchführung dieser Phase einen festen Finanzrahmen von
388,5 Mio RE zum Preisstand von Mitte 1980, zu den 1981 angewandten Umrechnungskursen
und nach der am 1. Januar 1981 geltenden Haushaltsstruktur festzusetzen.

IV. KOMMEN ÜBEREIN, zu dem vorgenannten festen Finanzrahmen nach dem in Anlage B die-
ser Erklärung angegebenen Schlüssel Beiträge zu leisten.

V. VEREINBAREN, daß der Beschluß über die Inangriffnahme der in Abschnitt 2.2 von Anla-
ge A genannten Tätigkeiten von den Teilnehmerstaaten nach Artikel II.2. der Anlage III des
Übereinkommens der Organisation binnen einem Jahr nach Inangriffnahme der Entwicklungs-
phase gefaßt wird.

VI. ERKLÄREN, daß es der Wunsch der Teilnehmerstaaten ist, die Industrieorganisation der Ent-
wicklungsphase von L-SAT, insbesondere der Plattform, nach Maßgabe von Anlage C dieser
Erklärung für die spätere Industrieproduktion beizubehalten.

VII. KOMMEN ÜBEREIN, den Einsatzplan von L-SAT in Konsultation mit den Nutzern später
festzulegen.

VIII. KOMMEN ÜBEREIN, daß die Arbeiten der Entwicklungsphase beginnen können, sobald die
Beitragszusagen 80% des Finanzrahmens dieser Phase erreichen.

LK. VEREINBAREN unter Hinweis auf Artikel I.4 der Anlage III des Übereinkommens der Orga-
nisation, daß diese Erklärung bis 21. Dezember 1981 zum Beitritt aufliegt.

X. FORDERN den Generaldirektor AUF, diese Erklärung informationshalber an den Rat weiter-
zuleiten und ihm die Durchführungsvorschriften zur Genehmigung vorzulegen.

Folgende Staaten haben die Erklärung angenommen:
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ERKLÄRUNG

ANLAGE A

1. ZIELE DER ENTWICKLUNGSPHASE

Die Entwicklungsphase des L-SAT-Programms hat folgende Ziele:
— Entwicklung, Start und Orbitalbetrieb einer großen Mehrzweckplattform für eine Reihe künftiger

nachrichtentechnischer Anwendungen auf einer Grundlage, die den beteiligten Industrien in
Zukunft ein Höchstmaß an Wettbewerbsfähigkeit bei Verkäufen auf dem Weltmarkt sichern soll;

— in Verbindung mit der Plattform Entwicklung einer Reihe von Fernmeldenutzlasten und ihr
Betrieb in der Umlaufbahn, um die technologischen Fähigkeiten der Nutzlastindustrie zu fördern,
den Nutzern einen Anreiz zu bieten und den neuen Anwendungen dank eines umfassenden
Erprobungs-, Demonstrations- und Nutzungsprogramms Märkte zu erschließen.

In Verbindung mit dem letztgenannten Ziel werden vier Nutzlasten entwickelt und eingesetzt, näm-
lich:

— eine Nutzlast für Direktrundfunk
— eine Nutzlast für Sonderfunkdienste
— eine Nutzlast „Funkbake für Ausbreitungsmessungen"
— eine Fernmeldenutzlast für den Millimeterwellenbereich.

2. TECHNISCHER INHALT

Die Entwicklungsphase des Programms umfaßt folgende Hauptbestandteile:
2.1 — Entwicklung einer großen Mehrzweckplattform;

— Entwicklung der vorgenannten vier Nutzlasten;
— Bereitstellung des Bodengeräts für die Bedienung und Funktionsprüfung des Satelliten;
— Fertigung, Integration und Erprobung eines einzigen Flugmodells, das die vier Nutzlasten

umfaßt, sowie Beschaffung des erforderlichen Ersatzgerätes;
— Beschaffung von Material und Teilen mit langer Lieferfrist, die für den Bau eines Reservesa-

telliten benötigt würden, falls der Start mißlingt oder das erste Flugmodell in der Umlaufbahn
vorzeitig ausfällt.

— Überwachung und Kontrolle des Satellitenbetriebs während der Injektionsphase und in der
Umlaufbahn, Erprobung und Demonstration der Fernmeldekapazität während der Lebens-
dauer des Satelliten, unter der Voraussetzung, daß der in Anlage B genannte Finanzrahmen
nicht überschritten wird;

— Technik des Fernmeldesystems und Gesamtmanagement des Programms;
— Start des ersten Flugmodells und Versicherung (zugrunde gelegt wurde ein Start mit Ariane).

2.2 Fertigung des Geräts des Reserveflugmodells bis zu dem vor dem Start des ersten Flugmodells
erforderlichen Stand.

Die unter 2.2 genannten Arbeiten dürfen nur in Angriff genommen werden, wenn der entsprechende
Beschluß nach Abschnitt V der Erklärung gefaßt wird.

Da vorgesehen ist, daß dieser Beschluß innerhalb eines Jahres nach Inangriffnahme der Entwick-
lungsphase gefaßt wird, ist der Finanzrahmen auf dieser Grundlage festgelegt worden.

Die Satellitenkapazität in der Umlaufbahn wird den Nutzern nach Maßgabe der Durchführungsvor-
schriften zur Verfügung gestellt.

3. VORAUSSICHTLICHER TERMINPLAN

Der Start des ersten Flugmodells ist unter der Voraussetzung, daß die Entwicklungsphase des Satelli-
ten im Dezember 1981 in Angriff genommen wird, für Anfang 1986 vorgesehen.

4. ÄNDERUNGSKLAUSEL

Die Abschnitte 1 und 4 dieser Anlage können auf einstimmigen Beschluß der Teilnehmerstaaten geän-
dert werden.

Abschnitt 2 dieser Anlage kann von den Teilnehmerstaaten mit Zweidrittelmehrheit geändert werden.
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ERKLÄRUNG

ANLAGE B

1. FINANZRAHMEN UND AUFSCHLÜSSELUNG DER KOSTEN

Der feste Finanzrahmen von 388,5 Mio RE zum Preisstand von Mitte 1980 und den 1981 angewand-
ten Umrechnungskursen schlüsselt sich wie folgt auf, wobei die Aufschlüsselung nur als Anhalt dienen soll:

2. BEITRAGSSCHLÜSSEL

Die Teilnehmerstaaten leisten zu den sich aus der Durchführung der Phase C/D ergebenden Ausga-
ben innerhalb des vorgenannten festen Finanzrahmens Beiträge entsprechend ihrem prozentualen Anteil
am Gesamtwert aller an sie für die genannte Phase bis zum Zeitpunkt der Berechnung des Schlüssels ver-
gebenen Verträge. Bei der Berechnung des Gesamtwerts aller Verträge zwecks Ermittlung des Rückfluß-
koeffizienten findet Anlage V Artikel IV Absätze 1 und 2 des Übereinkommens der Organisation Anwen-
dung. Die Bewertungsfaktoren für das L-SAT-Programm sind die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Erklärung festgelegten Faktoren.

Der vorläufige Anfangsschlüssel, der den gegenwärtig geschätzten prozentualen Anteilen am nomi-
nellen gewichteten Preis des Hauptvertrags für die Phase C/D entspricht, sieht wie folgt aus:
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Der Anfangsschlüssel wird wie folgt aktualisiert:
a) Berechnung des ersten revidierten Schlüssels Mitte 1983
b) Berechnung des endgültigen Schlüssels ein Jahr nach dem Start.

Bei der Aktualisierung werden Änderungen an der Arbeitsverteilung, die Inflation sowie Umrech-
nungskursschwankungen berücksichtigt.

Eine Erhöhung des Beitragsanteils eines Teilnehmerstaates, die ausschließlich auf Änderungen am
Inhalt der Industriearbeiten gemäß dem vorstehenden Absatz zurückzuführen ist, darf ohne Zustimmung
des betreffenden Teilnehmerstaates 10% nicht überschreiten. Wird diese Zustimmung nicht gegeben, kon-
sultieren die Teilnehmerstaaten einander.

Die aktualisierten Beitragsschlüssel werden ab dem Jahr der Aktualisierung auf die Folgejahre und
rückwirkend auf die Vorjahre angewandt. Die Beiträge für die zurückliegenden Jahre werden nach den
Bestimmungen der Finanzordnung der Organisation berichtigt.

3. VORAUSSICHTLICHER ZAHLUNGSPLAN

Der voraussichtliche Zeitplan der Zahlungen und Einnahmen in Mio RE sieht wie folgt aus:

Um die Zahlungsklausel des Hauptentwicklungsvertrages einhalten zu können, müssen die Jahresbei-
träge der Teilnehmerstaaten im allgemeinen in vollem Umfang am Anfang jedes Rechnungsjahres abgeru-
fen werden.

4. ÄNDERUNGSKLAUSEL

Diese Anlage kann auf einstimmigen Beschluß der Teilnehmerstaaten geändert werden.

ERKLÄRUNG

ANLAGE C

GRUNDSÄTZE FÜR DIE KOMMERZIALISIERUNG VON L-SAT

I. Die Teilnehmerstaaten erkennen die bestehenden vertraglichen Abmachungen und Industrievereinba-
rungen über die Kommerzialisierung von L-SAT an. Die Teilnehmerstaaten sind ferner bereit, fol-
gende Verpflichtungen in bezug auf die künftige Kommerzialisierung der Plattform und der Nutzla-
sten einzugehen.

II. Was die Plattform betrifft: Die Regierungen der Teilnehmerstaaten, deren Industrien an der Entwick-
lung der L-SAT-Plattform beteiligt sind,
— kommen gemeinschaftlich überein, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um günstige Ver-

kaufsaussichten für die von der L-SAT-Plattform abgeleiteten Modelle zu schaffen, wobei sie die
Interessen der Industrie wahren und den Investitionen der Regierungen für das L-SAT-Programm
voll Rechnung tragen;
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— erklären sich hinsichtlich des Verkaufs künftiger von der L-SAT-Plattform abgeleiteter Modelle
grundsätzlich damit einverstanden, daß die für die Entwicklungsphase des L-SAT-Programms gel-
tende Verteilung der Verantwortlichkeiten zwischen den Auftragnehmern beibehalten wird, es sei
denn, einer der Auftragnehmer ist nicht in der Lage, folgendes anzubieten:
— Befriedigende Leistungen,
— wettbewerbsfähige Preise oder
— einen befriedigenden Zeitplan.
Muß die Arbeitsverteilung aus diesen Gründen geändert werden, wird den Teilnehmerstaaten
Gelegenheit gegeben, einander zu konsultieren, um zu prüfen, ob die Änderung für sie annehmbar
ist;

— vereinbaren, daß sie den Absatz der von der L-SAT-Plattform abgeleiteten Modelle durch fol-
gende Maßnahmen fördern:
— Förderung der Verwendung der L-SAT-Plattform für nationale Missionen der Teilnehmer-

staaten, soweit dies in technischer und finanzieller Hinsicht durchführbar ist;
— Unterstützung des Firmenteams bei der Sammlung von Marktinformationen;
— Erleichterung der Inanspruchnahme ihrer guten Dienste im Hinblick auf den Abschluß von

Verkäufen durch geeignete Kontakte mit den Nutzern und anderen nationalen und internatio-
nalen Organisationen und durch Gewährung finanzieller Unterstützung und Erleichterungen,
wenn dies zweckmäßig erscheint.

III. Was die Nutzlast betrifft, kommen die Teilnehmerstaaten überein, den Verkauf von Nutzlastgerät,
das von den L-SAT-Nutzlasten abgeleitet werden kann, allgemein zu fördern und bekunden ihre
Absicht, daß den Unterauftragnehmern des L-SAT-Nutzlastgeräts die Möglichkeit gegeben werden
sollte, Angebote für gleichwertige Arbeiten bei von L-SAT abgeleiteten Programmen zu machen,
wenn dies für durchführbar und zweckmäßig erachtet wird.
Für den besonderen Fall, daß ein von L-SAT abgeleitetes Modell für eine nationale Mission eines
Teilnehmerstaates verwendet wird, sollten die Unterauftragnehmer für das Nutzlastgerät nur dann
Gelegenheit haben, Angebote für Arbeiten zu machen, die den im Rahmen der Entwicklungsphase
durchgeführten Arbeiten gleichwertig sind, wenn ihre Kapazität diejenige der betreffenden nationalen
Firmen ergänzt.

ÄNDERUNGSKLAUSEL

Diese Anlage kann auf einstimmigen Beschluß der Teilnehmerstaaten geändert werden.
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EUROPÄISCHE WELT-
RAUMORGANISATION

GEMEINSAMER PRO-
GRAMMRAT FÜR NACH-

RICHTENSATELLITEN-
PROGRAMME

Entwicklungsphase des L-SAT-
Programms

Durchführungsvorschriften

Der Rat —

GESTÜTZT auf die Entschlie-
ßung ESA/C/XXXIII/Res. 1
vom 26. Juli 1979;

GESTÜTZT auf die Erklärung
ESA/JCB/XLVIII/Dec. 1 vom
28. Oktober 1981;

GESTÜTZT auf das Überein-
kommen der Organisation und
insbesondere dessen Anlage III,
Artikel I.3;

ERKLÄRT SICH DAMIT
EINVERSTANDEN, daß die
Entwicklungsphase des L-SAT-
Programms nach folgender Maß-
gabe durchgeführt wird:

Artikel 1

(1) Gegenstand dieser Durch-
führungsvorschriften ist die Fest-
legung der Bedingungen, unter
denen die Entwicklungsphase des
L-SAT-Programms durchgeführt
wird, deren Ziele und Inhalt in
Anlage A der in der Präambel
genannten Erklärung beschrieben
sind.

(2) Sofern die Durchführungs-
vorschriften nichts anderes
bestimmen, führt die Organisa-
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tion diese Phase nach ihren gel-
tenden Regeln und Verfahren
durch.

Artikel 2

(1) Die Organisation nimmt
insbesondere folgende Aufgaben
wahr:

a) Erstellung und Verwal-
tung der Industriever-
träge;

b) Beschaffung des Trä-
gers;

c) Vorbereitung des Bo-
densegments;

d) Start, Einbringung in
die Umlaufbahn und
Betrieb des Satelliten in
der Umlaufbahn;

e) Förderung der Inan-
spruchnahme von
Dienstleistungen gegen
Entgelt durch Vermie-
tung von Satelliten-
Nutzlastkapazität sowie
Aushandlung und Ab-
schluß geeigneter Über-
einkünfte mit den Nut-
zerorganisationen über
die Nutzung des Satel-
liten nach Maßgabe von
Absatz 2;

f) Förderung der Inan-
spruchnahme von Satel-
liten-Fernmeldesyste-
men und Schaffung
eines Marktes für die
von L-SAT abgeleiteten
Satelliten.

(2) a) Um die bestmögliche
Nutzung des Satelliten
sicherzustellen, schließt
die Organisation mit den
Nutzerorganisationen
geeignete Übereinkünfte,
die von den Teilneh-
merstaaten des Pro-
gramms mit Zweidrittel-
mehrheit aller Teilneh-
merstaaten genehmigt
werden müssen. Die
Teilnehmerstaaten kom-
men jedoch überein, daß
im Entscheidungsprozeß
über die Nutzung des
Satelliten nationalen
Investitionen, insbeson-
dere in bezug auf die
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Nutzlasten, Rechnung
getragen wird und daß
der Inanspruchnahme
gegen Entgelt Vorrang
eingeräumt wird.

b) Sehen die mit den
Nutzerorganisationen
geschlossenen Überein-
künfte Zahlungen der
Nutzer vor, so werden
die Einnahmen entspre-
chend dem in Anlage B
der Erklärung genann-
ten Beitragsschlüssel auf
die Teilnehmerstaaten
aufgeteilt.

Artikel 3

Der Gemeinsame Programmrat
für Nachrichtensatellitenpro-
gramme, der im Rahmen der ihm
vom Rat übertragenen Befugnisse
handelt,

— verfolgt und überwacht die
Durchführung der Entwick-
lungsphase;

— genehmigt mit Zweidrittel-
mehrheit der Teilnehmer-
staaten den Jahreshaushalts-
plan des Programms;

— beschließt nach Artikel II
Absatz 2 der Anlage III des
Übereinkommens über den
Beginn der Fertigung des
Geräts für das zweite Flug-
modell;

— genehmigt mit Zweidrittel-
mehrheit die Leitlinien für
die Aufstellung der Grund-
sätze zur Verwendung der
Nutzlasten von L-SAT
sowie etwaige Änderungen
daran;

— legt nach Konsultierung der
Nutzer den Plan für die
Nutzung von L-SAT fest.

Artikel 4

(1) Bei Änderungen des Preisni-
veaus wird der in Anlage B der
Erklärung genannte feste Finanz-
rahmen nach den geltenden
Regeln der Organisation revi-
diert.

(2) Muß der in Anlage B der
Erklärung genannte feste Finanz-
rahmen aus anderen als den in
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Absatz 1 genannten Gründen
revidiert werden, so verfahren die
Teilnehmerstaaten wie folgt:

a) Beträgt die Kostenüber-
schreitung insgesamt nicht
mehr als 20% des Betrages
des Finanzrahmens, darf
kein Teilnehmerstaat vom
Programm zurücktreten;

b) beträgt die Kostenüber-
schreitung insgesamt mehr
als 20% des Finanzrahmens,
kann jeder Teilnehmerstaat
vom Programm zurück-
treten. Diejenigen Staaten,
die das Programm fortzu-
setzen wünschen, konsul-
tieren einander und legen
die Bedingungen für die
Wetterführung des Pro-
gramms fest. Sie unter-
richten den Rat, der alle
erforderlichen Maßnahmen
ergreift.

Artikel 5

Die Teilnehmerstaaten er-
mächtigen die Organisation, die
für die Durchführung der Ent-
wicklungsphase erforderlichen
Verträge nach den in der Organi-
sation geltenden Vorschriften
und Verfahren zu schließen. Der
Hauptauftragnehmer nimmt in
die Verträge die zum Schutz der
Rechte der Organisation und der
Teilnehmerstaaten erforderlichen
Bestimmungen auf.

Artikel 6

(1) Gewerbliche Schutzrechte,
die sich aus der Durchführung
der Entwicklungsphase ergeben,
sowie der Zugang zu den dabei
gewonnenen technischen Infor-
mationen bleiben den Teilneh-
merstaaten vorbehalten; die
Organisation hat jedoch das
Recht, sie unentgeltlich für ihre
gesamte Tätigkeit zu nutzen.

(2) Die Organisation, die im
Namen der Teilnehmerstaaten
handelt, ist Eigentümerin der im
Rahmen der Entwicklungsphase
erzeugten Sachen sowie der zu
ihrer Durchführung erworbenen
Anlagen und Einrichtungen.
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Über Eigentumsübertragungen
beschließen die Teilnehmerstaa-
ten.

Artikel 7

(1) Die Teilnehmerstaaten stel-
len die Organisation von jeder
Verpflichtung frei, die sich erge-
ben kann, wenn sie infolge der
Durchführung der Entwicklungs-
phase völkerrechtlich haftbar
gemacht wird.

(2) Alle von der Organisation
im Rahmen der Entwicklungs-
phase empfangenen Entschädi-
gungsbeträge werden in den Jah-
reshaushaltsplänen des Pro-
gramms als Einnahmen verbucht.

Artikel 8

Jede Streitigkeit über die Aus-
legung oder Anwendung dieser
Durchführungsvorschriften wird
nach Artikel XVII des Überein-
kommens beigelegt. *)

Artikel 9

(1) Regierungen von Mitglied-
staaten, die die Erklärung nicht

*) Artikel XVII ESA-Konvention:
STREITIGKEITEN

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei
oder mehreren Mitgliedstaaten oder
zwischen einem Mitgliedstaat oder
mehreren Mitgliedstaaten und der
Organisation über die Auslegung
oder Anwendung dieses Übereinkom-
mens oder seiner Anlagen sowie jede
Streitigkeit nach Art. XXVI der
Anlage 1, die nicht durch die Vermitt-
lung des Rates beigelegt wird, wird
auf Antrag einer Streitpartei einem
Schiedsgericht unterbreitet.

(2) Soweit die Streitparteien nichts
anderes vereinbaren, regelt sich das
Schiedsverfahren nach diesem Artikel
und den ergänzenden Vorschriften,
die der Rat mit 2/3 Mehrheit aller Mit-
gliedstaaten beschließt.

(3) Das Schiedsgericht besteht aus
drei Mitgliedern. Jede Streitpartei
benennt einen Schiedsrichter; die bei-
den ersten Schiedsrichter benennen
den dritten Schiedsrichter, der den
Vorsitz des Schiedsgerichts über-
nimmt. Die ergänzenden Vorschriften
nach Abs. 2 legen das im Falle einer
nicht fristgemäßen Benennung anzu-
wendende Verfahren fest.
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angenommen haben, können
Teilnehmer werden, indem sie
der Erklärung später beitreten,
sofern die übrigen Teilnehmer-
staaten einverstanden sind. Die
betreffende Regierung notifiziert
ihre Absicht dem Generaldirek-
tor, der die anderen Teilnehmer-
staaten davon in Kenntnis setzt.

(2) Regierungen von Nichtmit-
gliedstaaten können einen Antrag
auf Teilnahme an der Entwick-
lungsphase stellen. Der General-
direktor legt diesen Antrag dem
Rat vor, der einstimmig und im
Einvernehmen mit den Teilneh-
merstaaten darüber entscheidet;
die Teilnehmerstaaten legen die
Teilnahmebedingungen einstim-
mig fest.

(3) Absatz 2 ist nicht auf Regie-
rungen von Nichtmitgliedstaaten
anwendbar, die ein Assoziie-
rungs- oder Zusammenarbeitsab-
kommen mit der Organisation
geschlossen haben.

Artikel 10

Anhand eines Berichtes der
Organisation, in dem bestätigt
wird, daß die genehmigten Akti-
vitäten abgeschlossen sind, erklä-
ren die Teilnehmerstaaten das
Programm für abgeschlossen.

(4) Mitgliedstaaten und die Organisa-
tion können, wenn sie nicht Streitpar-
tei sind, mit Zustimmung des Schieds-
gerichtes am Verfahren teilnehmen,
falls sie nach dessen Ansicht ein
wesentliches Interesse an der Ent-
scheidung des Falles haben.

(5) Das Schiedsgericht bestimmt sei-
nen Tagungsort und sein Verfahren.

(6) Die Entscheidung des Schiedsge-
richtes wird mit der Mehrheit seiner
Mitglieder getroffen; diese dürfen
sich nicht der Stimme enthalten. Die
Entscheidung ist endgültig und für
alle Streitparteien bindend; ein
Rechtsmittel kann dagegen nicht ein-
gelegt werden. Die Parteien haben
der Entscheidung unverzüglich Folge
zu leisten. Im Falle einer Streitigkeit
über Inhalt und Reichweite der Ent-
scheidung obliegt es dem Schiedsge-
richt, sie auf Antrag einer der Par-
teien auszulegen.
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Artikel 11

Diese Durchführungsvorschrif-
ten können auf einstimmigen
Beschluß der Teilnehmerstaaten
geändert werden.

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. 6 vorgesehenen Mitteilung wurde vom Bundespräsidenten
unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 6 am
1. August 1983 in Kraft.

Sinowatz

365.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Zusatzerklärung und Anlagen sowie Durch-
führungsvorschriften wird genehmigt.

ABKOMMEN ÜBER DIE
TEILNAHME DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH AN
DER NUTZUNGSPHASE
DES PROGRAMMS

SIRIO-2

Die Republik Österreich

und

die Europäische Weltraumor-
ganisation, die durch das am
30. Mai 1975 in Paris zur Unter-
zeichnung aufgelegte Überein-
kommen gegründet worden ist
(im folgenden als „die Organisa-
tion" bezeichnet) —

IN DER ERWÄGUNG, daß
einige Mitgliedstaaten der Orga-
nisation gemäß einer Erklärung
[ESA/PB-MET/XXVIII/Dec. 1
(Final)], die am 7. Juli 1981
erstellt und am 11. Februar 1982
fortgeschrieben wurde, die Nut-
zungsphase des Programms
SIRIO-2 in Angriff genommen
haben;

IN DER ERWÄGUNG, daß
die Republik Österreich gemäß
einem am 24. April 1980 unter-
zeichneten Abkommen*) am Pro-
gramm SIRIO-2 teilnimmt;

IM HINBLICK darauf, daß
die zunehmende Beteiligung der
Republik Österreich an den
Tätigkeiten und Programmen der
Organisation zu begrüßen ist;

GESTÜTZT auf das Abkom-
men über die Assoziierung der

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 281/1981
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Republik Österreich mit der
Europäischen Weltraumorganisa-
tion *), das am 1. April 1981 in
Kraft getreten ist;

IN DEM WUNSCHE, die
Bedingungen der Teilnahme der
Republik Österreich an der Nut-
zungsphase des Programms
SIRIO-2 festzulegen —

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

Gegenstand dieses Abkommens
ist die Festlegung der Bedingun-
gen für die Teilnahme der Repu-
blik Österreich an der Nutzungs-
phase des Programms SIRIO-2,
die in der in der Präambel
genannten Erklärung vom 7. Juli
1981 beschrieben ist.

Artikel 2

Für die Zwecke der Durchfüh-
rung der Nutzungsphase des Pro-
gramms SIRIO-2 hat die Repu-
blik Österreich die Rechte und
Pflichten eines Teilnehmerstaa-
tes, die in der in der Präambel
genannten Erklärung, den
Durchführungsvorschriften sowie
allen anderen Beschlüssen über
die Durchführung des genannten
Programms festgelegt sind.

Artikel 3

(1) Die Republik Österreich lei-
stet zu den bei der Durchführung
der Nutzungsphase des Pro-
gramms SIRIO-2 entstehenden
Kosten einen Beitrag in Höhe
von 0,48 Prozent.

(2) Der Beitrag der Republik
Österreich wird nach den in der
Organisation geltenden Vor-
schriften entrichtet.

Artikel 4

(1) Die Republik Österreich ist
gemäß Artikel 4 Absatz 3 des
Assoziierungsabkommens in den
Sitzungen der Teilnehmerstaaten
der Nutzungsphase des Pro-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 93/1981
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gramms SIRIO-2 im Rahmen des
Programmrates für das Wettersa-
tellitenprogramm durch einen
Delegierten vertreten, der Berater
hinzuziehen kann. Dieser Dele-
gierte hat dort Stimmrecht bei
allen die Nutzungsphase des Pro-
gramms SIRIO-2 betreffenden
Fragen.

(2) Der Vertreter der Republik
Österreich hat das Recht, in allen
anderen Gremien der Organisa-
tion, die in irgendeiner Hinsicht
für die Nutzungsphase des Pro-
gramms SIRIO-2 zuständig sind,
angehört zu werden, wenn diese
Gremien dieses Programm betref-
fende Fragen behandeln.

Artikel 5

Die Republik Österreich und
die Organisation können die
Bestimmungen dieses Abkom-
mens auf Grund der Erfahrung in
beiderseitigem Einvernehmen
abändern, um insbesondere seine
Durchführung zu verbessern.

Artikel 6

Dieses Abkommen tritt mit
Wirkung vom 7. Juli 1981 am
ersten Tag des dritten Monats
nach dem Tag in Kraft, an dem
die Vertragsparteien einander
mitteilen, daß die für das Inkraft-
treten erforderlichen Vorausset-
zungen erfüllt sind.

Geschehen zu Wien am
21. September 1982

in zwei Urschriften in deut-
scher, englischer und französi-
scher Sprache, wobei jeder Wort-
laut gleichermaßen authentisch
ist.

Für die
Republik Österreich:

Dr. Hertha Firnberg
(Bundesminister für

Wissenschaft und Forschung)

Für die
Europäische Weltraumorganisa-

tion

E. Quistgaard
(Generaldirektor der ESA)
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ZUSATZERKLÄRUNG
ÜBER DIE NUTZUNGSPHASE DES SIRIO-2-PROGRAMMS

(am 7. Juli 1981 erstellt)

(fortgeschrieben am 11. Februar 1982)

Die unten aufgeführten Teilnehmerstaaten (im folgenden „die Teilnehmerstaaten" genannt) —

GESTÜTZT auf die Ratsentschließungen ESA/C/XXVIl/Res. 4 und ESA/C/XXVIII/Res. 13;

GESTÜTZT auf die Erklärung ESA/C/XXVIII/Dec. 2 vom 13. Dezember 1978;

GESTÜTZT auf die Entschließung ESA/PB-MET/XX/Res. 1 vom 8. Februar 1980;

IM HINBLICK auf den Vorschlag des Generaldirektors für die Nutzungsphase des Satelliten
SIRIO-2, dessen Start für Februar 1982 geplant ist;

IN ANBETRACHT DES Interesses, das internationale wissenschaftliche Kreise und potentielle Nut-
zer an einer Beteiligung an den experimentellen Missionen MDD und LASSO bekundet haben —

I. KOMMEN ÜBEREIN, sich an der Nutzungsphase des Satelliten SIRIO-2 zu beteiligen, die
eine Vorbereitungsphase einschließt und nominal 24 Monate nach der Positionierung des Satelli-
ten in der geosynchronen Umlaufbahn endet;

II. STIMMEN der in Anlage A enthaltenen Beschreibung der von der Organisation in diesem Zeit-
raum wahrzunehmenden Aufgaben ZU;

III. KOMMEN ÜBEREIN, zu den Kosten dieser Nutzungsphase innerhalb eines festen Finanzrah-
mens von 5,5 Mio RE (Preisstand Mitte 1979, Umrechnungskurse 1980) nach dem in Anlage B
angegebenen Schlüssel beizutragen;

IV. FORDERN die Organisation AUF, sich weiterhin um eine größtmögliche Beteiligung sowie um
Finanzbeiträge externer Stellen zu bemühen.

Diese Erklärung ist von folgenden Staaten angenommen worden:

ANLAGE A

Das Programm SIRIO-2 umfaßt zwei Demonstrationsmissionen: MDD und LASSO. Ihre Ziele sind
in der Anlage A zur Erklärung ESA/C/XXVIII/Dec. 2 beschrieben.

Im folgenden werden die Hauptaufgaben der ESA während der SIRIO-2-Nutzungsphase, die
24 Monate nach Einbringung des Satelliten in die geosynchrone Umlaufbahn endet, beschrieben.

1. Verteilung meteorologischer Daten (MDD)
a) Abnahme, Aufbau, Betrieb und Wartung der drei Prototyp-MDD-Stationen an vorgegebenen

Standorten in Afrika;
b) Versorgung der Nutzer mit den zur „Erreichung" des Satelliten notwendigen logistischen Infor-

mationen und Zeitangaben;
c) Bewertung des Erfolgs der MDD-Mission in bezug auf Leistungsverbesserung, tatsächlichen

Datenfluß und Zuverlässigkeit sowie entsprechende Berichterstattung;
d) Unterstützung der Nutzer, die zusätzliche MDD-Stationen beschaffen und einsetzen wollen.

2. Synchronisierung von Atomuhren (LASSO)
a) Terminplanung und Vorbereitung der gesamten LASSO-Mission in bezug auf die monatlichen,

wöchentlichen und täglichen Aktivitäten in Absprache mit den beteiligten Hauptexperimentatoren
und den Betreibern der Laserstationen.
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b) Aufbau, Betrieb und Unterhaltung eines LASSO-Koordinationszentrums (LCC) für folgende
Zwecke:
i) Vorbereitung der Experimente (Stunden, Minuten vor den täglichen Versuchsreihen), wozu

folgendes gehört:
— Bestimmung der Umlaufbahn,
— Vorausberechnung der Spinphase des Satelliten,
— Zeitpunkte der Laser-Zündung,
— Teleskop-Ausrichtwinkel,
— Verteilung dieser Angaben und Empfangsbestätigung;

ii) Überwachung der Experimente (während der täglichen Versuchsreihen):
— Echtzeitanalyse der LASSO-Telemetriedaten,
— Rückmeldung von Betriebszuständen an die bzw. von den Laser-Stationen,
— Berichtigung der Betriebsparameter (z. B. der Laser-Sendezeiten);

iii) Zusammenstellung der Daten und Begleitinformationen (nach den täglichen Versuchsreihen):
— Vorverarbeitung der LASSO-Telemetriedaten zur zeitlichen Korrelierung mit den Statio-

nen,
— Zeitdaten der Laserstationen,
— Bahnentfernungsmeßdaten,
— Angaben zur Spinphase des Satelliten,
— Protokoll der täglichen Übertragungen;

iv) Verteilung und Archivierung der Ergebnisse.
c) Zusammenarbeit mit den LASSO-Hauptexperimentatoren bei der Berechnung der Zeitunter-

schiede der beteiligten Atomuhren, um den Nachweis zu erbringen, daß eine Genauigkeit von
mindestens einer Nanosekunde erreichbar ist;

d) Transport und Wartung einer Eichvorrichtung zur Ermittlung von Langzeitschwankungen im
Sende- und Empfangsweg der beteiligten Laserstationen;

e) Bewertung des Erfolgs der LASSO-Mission im Vergleich zu anderen Methoden der Zeitübertra-
gung mittels Satelliten oder Bodeneinrichtungen sowie entsprechende Berichterstattung.

3. Unterstützung
a) Aufbau, Betrieb und Wartung einer zentralen S-Band-Bodenstation für

— den Empfang der Satelliten-Telemetriedaten,
— die Erprobung des MDD-Transponders an Bord des Satelliten;

b) Nachrüstung, Betrieb und Wartung einer vorhandenen VHF-Bodenstation zur Fernsteuerung des
Satelliten und als Ausweichstation für den Telemetriedatenempfang;

c) Umbau, Betrieb und Wartung des vorhandenen SIRIO-1 -Kontrollzentrums;
d) Bereitstellung der zusätzlichen Hardware und Software und Ausarbeitung der Verfahren, die zur

Anpassung des Kontrollzentrums an die Erfordernisse von SIRIO-2 notwendig sind;
e) Durchführung des Satellitenbetriebs einschließlich Zeitplanung, Bahnverfolgung, Lage- und Bahn-

regelung sowie Nutzlastkontrolle entsprechend den Grundzielen der Missionen MDD und
LASSO;

f) Bewertung und Protokollierung der Leistungen des Satelliten, der Bodenstationen und des Kon-
trollzentrums zwecks Optimierung der Verfahren zur Missionsunterstützung und als Unterlage
für die Gesamtbewertung des Missionserfolgs und die Ergebnisberichte.

4. Änderungen

Diese Anlage kann durch einstimmigen Beschluß der Teilnehmerstaaten geändert werden.
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ANLAGE B

1. Kosten der Nutzungsphase

Der feste Finanzrahmen für die Durchführung der in Anlage A beschriebenen Aufgaben beruht auf
der folgenden voraussichtlichen Aufschlüsselung:

(Preisstand Mitte 1979, Umrechnungskurse 1980)

Diese Aufschlüsselung entspricht der derzeitigen Haushaltsstruktur.

2. Beitragsschlüssel

Die Teilnehmerstaaten leisten zu den Ausgaben für die Nutzung des SIRIO-2-Systems durch die
Organisation im Rahmen dieser Erklärung Beiträge nach folgendem Schlüssel:

3. Vorläufiger Zahlungsplan

Der vorläufige Zahlungsplan erstreckt sich auf den Zeitraum von Februar 1980 bis März 1984.

4. Änderungen

Diese Anlage kann durch einstimmigen Beschluß der Teilnehmerstaaten geändert werden.
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EUROPÄISCHE WELT-
RAUMORGANISATION

PROGRAMMRAT FÜR
DAS WETTERSATELLI-

TENPROGRAMM

Durchführungsvorschriften
für das Programm SIRIO-2

Die am Programm SIRIO-2
teilnehmenden Regierungen (im
folgenden als „Teilnehmer"
bezeichnet) —

GESTÜTZT auf die Erklärung
vom 13. Dezember 1978 (ESA/
C/XXVIII/Dec. 2) ( im folgen-
den „die Erklärung" genannt) —

SIND ÜBEREINGEKOM-
MEN, das Programm nach fol-
genden Vorschriften durchzufüh-
ren:

Artikel 1

(1) Die Teilnehmer nehmen das
Programm SIRIO-2 in Angriff,
dessen Inhalt und allgemeine
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Ziele in Anlage A der in der
Präambel genannten Erklärung
beschrieben sind.
(2) Die Organisation führt die-
ses Programm nach ihren gelten-
den Regeln, sofern in diesen
Durchführungsvorschriften nichts
anderes festgelegt ist, und nach
den in den Anlagen der Erklä-
rung enthaltenen Bestimmungen
durch.

Artikel 2

Die Organisation nimmt neben
den Tätigkeiten zur Durchfüh-
rung von Artikel 1 folgende Auf-
gaben wahr:

— sie ermittelt in enger Ver-
bindung mit den interes-
sierten zwischen- und
innerstaatlichen Einrichtun-
gen die Benutzer der Nutz-
lasten MDD und LASSO;

— sie sorgt für die Koordinie-
rung der von diesen zwi-
schen- und innerstaatlichen
Einrichtungen vorgeschla-
genen Pläne für die Nut-
zung des Systems SIRIO-2;

— sie sucht Mittel und Wege
zur Finanzierung der Nut-
zung des Systems SIRIO-2
und macht entsprechende
Vorschläge.

Artikel 3

Die Teilnehmer, die im Rah-
men des Programmrats für das
Wettersatellitenprogramm zu-
sammentreten,

— genehmigen den Jahres-
haushalt mit Zweidrittel-
mehrheit;

— verfolgen die Durchfüh-
rung des Programms;

— fassen die das Programm
betreffenden Beschlüsse;

— untersuchen und genehmi-
gen die Pläne für die Nut-
zung des Systems SIRIO-2;

— untersuchen die entspre-
chenden Finanzierungsbe-
dingungen und alle weite-
ren erforderlichen Maß-
nahmen.

Artikel 4

(1) Die Teilnehmer tragen
innerhalb des in Anlage B der
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Erklärung angegebenen Finanz-
rahmens die bei der Durchfüh-
rung des Programms entstehen-
den Kosten nach Maßgabe des
Beitragsschlüssels in Anlage B der
Erklärung.
(2) Bei Änderungen des Preisni-
veaus wird der in Anlage B der
Erklärung angegebene Finanz-
rahmen nach den in der Organi-
sation geltenden Vorschriften
revidiert.

(3) Muß der Finanzrahmen aus
anderen als den in Absatz 2
genannten Gründen revidiert
werden, wenden die Teilnehmer
folgendes Verfahren an:

a) Beträgt die Kostenüber-
schreitung insgesamt nicht
mehr als 20% des Finanz-
rahmens, so darf kein Teil-
nehmer vom Programm
zurücktreten;

b) beträgt die Kostenüber-
schreitung insgesamt mehr
als 20% des Finanzrah-
mens, so kann jeder Teil-
nehmer vom Programm
zurücktreten. Die Teilneh-
mer, die das Programm
dennoch fortzusetzen
wünschen, konsultieren
einander, legen die Bedin-
gungen für die Fortsetzung
fest und berichten darüber
dem Rat, der alle erforder-
lichen Maßnahmen trifft.

Artikel 5

Die Teilnehmer ermächtigen
die Organisation, die für die
Durchführung des Programms
erforderlichen Verträge nach den
Vorschriften und Verfahrensre-
geln der Organisation zu schlie-
ßen. Bei der Vergabe der Ver-
träge und Unterverträge für die
Durchführung des Programms ist
jedoch so weit wie möglich der
Durchführung der Arbeiten im
Hoheitsgebiet der Teilnehmer
Vorrang zu geben, wobei die
Beschlüsse des Rates in bezug auf
Industriepolitik und Arbeitsver-
teilung zu berücksichtigen sind.

Artikel 6

(1) Rechte des geistigen Eigen-
tums, die sich aus der Durchfüh-
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rung des Programms ergeben,
sowie der Zugang zu den dabei
gewonnenen Informationen blei-
ben den Teilnehmern vorbehal-
ten; die Organisation hat jedoch
das Recht, sie unentgeltlich für
ihre gesamte Tätigkeit zu nutzen,
und soll sich nach besten Kräften
bemühen, die erarbeitete Techno-
logie bei ihren künftigen Pro-
grammen zu verwenden.

(2) Die Organisation, die für
die Teilnehmer handelt, ist Eigen-
tümerin der im Rahmen des Pro-
gramms geschaffenen Vermö-
genswerte sowie der zu seiner
Durchführung erworbenen Anla-
gen und Einrichtungen. Über
Eigentumsübertragungen ent-
scheiden die Teilnehmer.

Artikel 7

(1) Die Teilnehmer stellen die
Organisation von jeder Verpflich-
tung frei, die sich ergeben kann,
wenn sie infolge der Durchfüh-
rung des Programms völkerrecht-
lich haftbar gemacht wird.

(2) Alle Entschädigungsbeträge,
die die Organisation im Rahmen
des Programms erhält, werden in
den Jahreshaushaltsplänen des
Programms als Einnahmen ver-
bucht.

Artikel 8

Ein Teilnehmer, der beschließt,
nicht mehr am Programm teilzu-
nehmen, teilt dies der Organisa-
tion mit und behält die Rechte,
die bis zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens seines Rücktritts
erworben werden. Nach diesem
Zeitpunkt erwachsen ihm aus
dem Teil des Programms, an dem
er nicht mehr teilnimmt, keine
weiteren Rechte und Pflichten.
Er bleibt jedoch verpflichtet, sei-
nen Anteil an den Ausgabemitteln
zu tragen, die den im Haushalts-
plan des laufenden oder vorange-
gangener Rechnungsjahre geneh-
migten Verpflichtungsermächti-
gungen entsprechen.

Artikel 9

Jede Streitigkeit über die
Anwendung oder Auslegung die-
ser Durchführungsvorschriften
wird nach Artikel XVII des Über-
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einkommens zur Gründung einer
Europäischen Weltraumorganisa-
tion beigelegt. *)

Artikel 10

(1) Regierungen von Mitglied-
staaten der Organisation, die die
Erklärung nicht angenommen
haben, können Teilnehmer wer-
den, indem sie der Erklärung spä-
ter beitreten, sofern alle anderen
Teilnehmer damit einverstanden

•) Artikel XVII ESA-Konvention:
STREITIGKEITEN

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei
oder mehreren Mitgliedstaaten oder
zwischen einem Mitgliedstaat oder
mehreren Mitgliedstaaten und der
Organisation über die Auslegung
oder Anwendung dieses Übereinkom-
mens oder seiner Anlagen sowie jede
Streitigkeit nach Art. XXVI der
Anlage 1, die nicht durch die Vermitt-
lung des Rates beigelegt wird, wird
auf Antrag einer Streitpartei einem
Schiedsgericht unterbreitet.

(2) Soweit die Streitparteien nichts
anderes vereinbaren, regelt sich das
Schiedsverfahren nach diesem Artikel
und den ergänzenden Vorschriften,
die der Rat mit Zweidrittelmehrheit
aller Mitgliedstaaten beschließt.

(3) Das Schiedsgericht besteht aus
drei Mitgliedern. Jede Streitpartei
benennt einen Schiedsrichter; die bei-
den ersten Schiedsrichter benennen
den dritten Schiedsrichter, der den
Vorsitz des Schiedsgerichts über-
nimmt. Die ergänzenden Vorschriften
nach Abs. 2 legen das im Falle einer
nicht fristgemäßen Benennung anzu-
wendende Verfahren fest.

(4) Mitgliedstaaten und die Organi-
sation können, wenn sie nicht Streit-
partei sind, mit Zustimmung des
Schiedsgerichtes am Verfahren teil-
nehmen, falls sie nach dessen Ansicht
ein wesentliches Interesse an der Ent-
scheidung des Falles haben.

(5) Das Schiedsgericht bestimmt sei-
nen Tagungsort und sein Verfahren.

(6) Die Entscheidung des Schieds-
gerichtes wird mit der Mehrheit sei-
ner Mitglieder getroffen; diese dürfen
sich nicht der Stimme enthalten. Die
Entscheidung ist endgültig und für
alle Streitparteien bindend; ein
Rechtsmittel kann dagegen nicht ein-
gelegt werden. Die Parteien haben
der Entscheidung unverzüglich Folge
zu leisten. Im Falle einer Streitigkeit
über Inhalt und Reichweite der Ent-
scheidung obliegt es dem Schiedsge-
richt, sie auf Antrag einer der Par-
teien auszulegen.
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sind. Die betreffende Regierung
teilt ihre Absicht dem Generaldi-
rektor mit, der die anderen Teil-
nehmer hievon in Kenntnis setzt.

(2) Regierungen von Nichtmit-
gliedstaaten können die Teil-
nahme am Programm beantra-
gen. Der Generaldirektor legt
diesen Antrag dem Rat vor, der
im Einvernehmen mit den Teil-
nehmern hierüber einstimmig ent-
scheidet; die Teilnehmer legen
durch einstimmigen Beschluß die
Bedingungen für die Beteiligung
des beitretenden Staates fest.

Artikel 11

Diese Durchführungsvorschrif-
ten können von den Teilnehmern
durch einstimmigen Beschluß
geändert werden.

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. 6 vorgesehenen Erklärung wurde vom Bundespräsidenten
unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 6 am
1. August 1983 mit Wirkung vom 7. Juli 1981 in Kraft.

Sinowatz
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